
mit einer seit 1923 begründeten traditionellen Absonde­
rung der Jugendstrafverfahren von den allgemeinen 
Strafverfahren gebrochen werden. Mit dieser „Tradi­
tion“ muß man sich auseinandersetzen.

Es ist nicht richtig — so vielfach es auch in der sozia­
listischen Strafrechtsliteratur der DDR behauptet 
wurde —, die Einführung der Jugendgerichte durch das 
JGG von 1923 einfach und uneingeschränkt als eine 
fortschrittliche Maßnahme zu betrachten. Zwar haben 
sich auch hervorragende Führer der revolutionären Ar­
beiterbewegung für besondere Jugendgerichte, beson­
dere Verfahren in Jugendsachen und die Milderung des 
staatlichen Zwanges gegen jugendliche Rechtsbrecher, 
deren Zahl insbesondere vor dem ersten Weltkrieg ge­
waltig zugenommen hatte und auch in der Weimarer 
Republik eine ständig steigende Tendenz aufwies, ein­
gesetzt. Dieser Kampf der Arbeiterklasse, der den 
Zweck verfolgte, die Jugendgerichtsbarkeit aus dem 
reaktionären imperialistischen Gerichtssystem herauszu­
brechen oder wenigstens etwas herauszulösen, verlieh 
den nach 1923 geschaffenen Jugendgerichten, die nach 
wie vor Einrichtungen eines imperialistischen Staates 
blieben und mit deren Schaffung die Bourgeoisie ihre 
eigenen Ziele verfolgte, nicht automatisch einen fort­
schrittlichen Charakter. Die Schaffung der Jugend­
gerichte war von der Bourgeoisie vornehmlich als Ab­
wehr der heftigen Kritik der Arbeiterbewegung und 
bürgerlich-demokratischen Kräfte an dem Justizunwe­
sen, das mit straffälligen Jugendlichen betrieben wurde, 

v und zugleich als ein raffiniert angelegtes Manöver zur 
Beschwichtigung und Irreführung der Massen gedacht.

Die Jugendgerichtsbarkeit wurde in der Weimarer 
Republik von den gleichen reaktionären Juristen mit 
der gleichen politischen Zielsetzung ausgeübt wie die 
Strafjustiz gegen Erwachsene. Der Unterschied bestand 
nur darin, daß die Jugendgerichtsbarkeit mit einer bis 
dahin zu Justizfragen nicht vorhandenen demagogischen 
Propaganda unter der Parole „Erziehung statt Strafe“ 
als „Erziehungsarbeit“ deklariert wurde. Eine unrühm­
liche Rolle spielten bei dieser in der Hauptsache der 
Verschleierung des Klassencharakters der Weimarer Re­
publik dienenden Demagogie die Wortführer der rech­
ten Sozialdemokraten. Auf diesem Gebiet war die Kluft 
zwischen Theorie und Praxis — die Lenin einmal als 
eins der größten Übel der kapitalistischen Zeit bezeich- 
nete — besonders tief. Völlig in Widerspruch zur tat­
sächlichen Lage in den Fürsorgeerziehungsanstalten und 
Jugendgefängnissen — wo die Prügelstrafen, die Räson 
und die Demütigung „wie zu Kaisers Zeiten“ die haupt­
sächlichen Mittel der Einwirkung auf den Straffälligen 
geblieben waren — wurden in Zeitschriften und Büchern 
wissenschaftlich aufgemachte Arbeiten über den „Er­
ziehungsgedanken“ im Jugendstrafrecht veröffentlicht. 
Den Klasseninhalt und die politische Aufgabe dieser 
sehr umfangreichen heuchlerischen Literatur, die den 
Klassencharakter des bürgerlichen Staates vertuschen, 
von den gesellschaftlichen Hauptursachen der Jugend­
kriminalität ablenken und das schlechte Gewissen der 
bürgerlichen und kleinbürgerlichen Kreise mit humani­
stisch klingenden Phrasen beruhigen sollte, haben viele 
unserer Juristen und Pädagogen noch nicht erkannt.

Die Verselbständigung des Jugendstrafrechts sollte 
dem kapitalistischen Staat Schrittmacherdienste für Re­
formen des allgemeinen Strafrechts leisten. Der sog. 
Erziehungsgedanke mußte dazu herhalten, Rechtsgaran­
tien zu beseitigen und der Gesetzlichkeit widerspre­
chende Strafarten zu rechtfertigen. Im JGG von 1943 
fanden die reaktionären imperialistischen Theorien, 
nach denen nicht die Straftat, sondern die Gesinnung 
und Charaktereigenschaften des Täters für seine Be­
strafung ausschlaggebend sein sollten, ihren Nieder­
schlag.

Das westdeutsche JGG von 1953 hat die Tendenz fort­
gesetzt, die Repressivmaßnahmen gegen Jugendliche zu 
verschärfen und ihre Auswahl und Bemessung richter­
licher Willkür zu überlassen. Seit Jahren wird von den 
führenden westdeutschen Juristen der Kampf gegen die 
sog. frühkriminellen Gewohnheitsverbrecher als die 
Hauptaufgabe der Jugendgerichte ausgegeben. Durch 
den Erlaß des JGG von 1953 und die hierzu entfaltete 
Propaganda wurde der Boden für die mit der „großen 
Strafrechtsreform“ beabsichtigten allgemeinen Ver­
änderungen des westdeutschen Strafrechts im Sinne

einer ungeheuerlichen Verschärfung des gerichtlichen 
Terrors ideologisch vorbereitet. Die wirklichen politi­
schen Ziele wurden wiederum hinter scheinpädagogi­
schen Phrasen und hinter psychologischer und medizi­
nisch-biologischer Fachterminologie versteckt, so daß 
das Jugendstrafrecht als ein von der Staats- und Macht­
frage völlig unberührtes Gebiet erscheinen soll.

Es war und ist klar, daß das Strafrecht der Deutschen 
Demokratischen Republik diese „Traditionen“ keines­
wegs fortsetzen darf. Tatsächlich hat unsere Strafpraxis 
in Jugendsachen sofort nach 1945 mit derartigen Ge­
pflogenheiten endgültig gebrochen, und das JGG von 
1952 kann trotz seiner formalen Ähnlichkeit in der Bei­
behaltung der Jugendstrafkammern inhaltlich keines­
wegs als Fortsetzung der Traditionen der Weimarer Re­
publik betrachtet werden. Mit seinem Erlaß wurden 
einerseits die gesetzgeberischen Konsequenzen aus der 
seit 1945 durchgeführten Demokratisierung der Jugend­
gerichtsbarkeit gezogen und andererseits günstige Vor­
aussetzungen für die Weiterentwicklung zur sozialisti­
schen Rechtsprechung geschaffen. Im JGG sind erste 
Ansätze zur sozialistischen Umgestaltung der Arbeits­
weise unserer Jugendgerichte zu finden. Das ergibt sich 
insbesondere aus den Bestimmungen der i§§ 5 — 8 JGG, 
in denen vom Gericht die Erforschung der Lebensver­
hältnisse der Jugendlichen, die Prüfung der Verantwort­
lichkeit der Eltern oder anderer Erwachsener, aber auch 
die Untersuchung der Erziehungsarbeit staatlicher oder 
gesellschaftlicher Einrichtungen und Organisationen so­
wie die Gerichtskritik an dort festgestellten Mängeln 
gefordert wird. Unter diesem Gesichtspunkt ist auch die 
Mitteilungspflicht über die Eröffnung des Verfahrens 
an die Schule und die Jugendhilfe zu sehen. Die prinzi­
pielle Bedeutung dieser Bestimmungen wurde jedoch in 
den vergangenen Jahren weder von der Praxis noch 
von der Theorie in genügendem Maße erkannt. Deshalb 
sind auch die Jugendgerichte in ihrer über die juristi­
sche Lösung des Einzelfalles hinausgehenden massen­
politischen erzieherischen Arbeit über einige gute An­
sätze nicht hinausgekommen.

Die Bedeutung dieser bereits im JGG von 1952 liegen­
den Keime des Neuen wird jetzt, da sich unter allen 
Richtern, Staatsanwälten, Volkspolizei- und Jugendhilfe- 
Organen sowie Strafrechtswissenschaftlern eine breite 
Diskussion und Bewegung für die Entwicklung einer 
tiefgehenden gesellschaftlichen Erziehung entfaltet hat, 
eigentlich erst so recht erkennbar. Trotz dieser zweifel­
los vorwärtsweisenden Tendenz des JGG ist es nach 
unserer Ansicht von der gesellschaftlichen Entwicklung 
überholt.

Das JGG, dessen historische Bedeutung u. a. auch 
darin bestand, zu gewährleisten, daß die Gerichte die 
Bedeutung der Persönlichkeit und der Lebensumstände 
des jugendlichen Rechtsverletzers richtig würdigen so­
wie der Erforschung der konkreten Verbrechens­
ursachen gerecht werden, würde heute, da dies auf 
Grund der ständigen Hinweise der Partei als allgemein­
gültig für alle Strafverfahren erkannt wurde, zu einer 
nicht mehr gerechtfertigten Absonderung der Jugend­
probleme von den allgemeinen Fragen unserer sozia­
listischen Entwicklung führen. Eine starre Trennung der 
Jugendstrafrechtsfragen von den Problemen der allge­
meinen Bekämpfung der Kriminalität — die durch die 
Existenz besonderer Jugendstrafkammern mit beson­
deren Richtern und Schöffen und besonderen Staats­
anwälten als Anklägern begünstigt werden würde — 
könnte die Illusion hervorrufen, im Jugendstrafverfah­
ren müsse grundsätzlich anders gehandelt werden als 
in einem Verfahren gegen Erwachsene, und das würde 
sich beim gegenwärtigen Stand der Entwicklung nur 
hemmend auswirken.

Unsere Jugend wächst nicht isoliert vom gesellschaft­
lichen Geschehen auf, sondern steht mitten im Kampf 
für den Frieden, den Sie]* des Sozialismus und die 
nationale Wiedergeburt Deutschlands als friedliebender, 
demokratischer Staat. Die Widersprüche, die im Zuge 
der Entwicklung auftreten und überwunden werden, der 
Klassenkampf, das Ringen unserer Werktätigen unter 
der Führung der Partei um die sozialistische und fried­
liche Lösung aller Probleme formen unsere Jugend. Die 
Jugendlichen — auch diejenigen, die straffällig ge­
worden sind — leben und arbeiten nicht in Jugend­
reservaten, sondern mitten unter uns. Ihre Probleme 
sind, selbst wenn sie sich in ihren Köpfen in anderer.
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